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mie der Gruppe angehören. Auch wenn Mitglieder der 
Gruppe als Richter gewählt werden, sind sie während 
der Zeit ihrer Zugehörigkeit zur Inspektionsgruppe 
nicht in der Rechtsprechung tätig; die Inspekteure stel­
len — auch beim Bezirksgericht — keine zeitweiligen 
Hilfskräfte der Senate dar. Ihre Arbeit ist kompliziert 
ünd verantwortungsvoll und keineswegs geringer zu 
bewerten als die rechtsprechende Tätigkeit. Das Oberste 
Gericht sieht es als eine wichtige Aufgabe an, gemein­
sam mit den Bezirksgerichten eine prinzipielle Aufga­
benstellung für die Inspektionsgruppen auszuarbeiten.

3. Die Kollegien des Obersten Gerichts
Für die Sachgebiete Strafsachen — Militärstrafsachen — 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen werden beim 
Obersten Gericht als neue Organe Kollegien (§§ 23, 24 
GVG) gebildet. Ihre Aufgabenstellung ist ausführlich 
im Staatsratserlaß dargelegt (Zweiter Teil, erster Ab­
schnitt, IB 3c). Sie haben die sich aus der Entwicklung 
der DDR ergebenden Grundfragen für die Rechtspre­
chung ihres Sachgebiets zu entwickeln, die Rechtspre­
chung der Gerichte ihres Sachgebiets einzuschätzen und 
die Einheitlichkeit der Rechtsprechung der bei ihnen 
gebildeten Senate des Obersten Gerichts zu sichern. Die 
Kollegien haben also selbständig Schlußfolgerungen aus 
der politischen, ökonomischen und kulturellen Entwick­
lung unseres Staates zu ziehen und — natürlich im Rah­
men des Arbeitsplanes des Obersten Gerichts — selbst 
analytische Arbeit hinsichtlich der Rechtsprechung der 
unteren Gerichte zu leisten. Die Kollegien unterbreiten 
dem Präsidium Vorschläge für Tagungen des Plenums, 
für Richtlinien und Beschlüsse und legen dem Präsiden­
ten die Entwürfe von Anträgen zur Kassation rechts­
kräftiger Entscheidungen vor. Zu diesem Zweck be­
stehen bei den Kollegien für Strafsachen und für Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen Kassationsabteilun­
gen, die in Zukunft aus einem gewählten Richter als 
Leiter und aus juristischen Mitarbeitern bestehen wer­
den, die nicht Richter sind. Bei den Kollegien bestehen 
Senate, an deren Zusammensetzung sich nichts geändert 
hat.
Mit diesen Organen — Plenum, Präsidium mit Inspek­
tionsgruppe, Kollegien und Senate — hat das Oberste 
Gericht die Aufgabe der einheitlichen Leitung der 
Rechtsprechung durch die Rechtsprechung zu lösen. Das 
erfordert einen noch engeren Kontakt mit den Bezirks­
gerichten, der sich nicht auf die Teilnahme der Direk­
toren an den Beratungen des Plenums und an Direk­
torentagungen beim Obersten Gericht, die außerdem 
stattfinden werden, beschränken darf. Das Oberste 
Gericht wird, auch vor seinem Präsidium, Berichte der 
Bezirksgerichte über bestimmte Schwerpunkte der 
Rechtsprechung entgegennehmen. Seine Richter werden 
sich an den Plenen und anderen Beratungen der Be­
zirksgerichte beteiligen und sie in ihrer Leitungstätig­
keit unterstützen. Das Oberste Gericht ist sich darüber 
klar, daß das erst der Beginn der neu zu entwickelnden 
Leitungsmethoden ist.

Die Aufgaben der Bezirksgerichte
Auch die Bezirksgerichte erhalten durch das GVG auf 
dem Gebiete der Leitung der Rechtsprechung neue Auf­
gaben. Sie haben auf Grund der zentralen Normativ­
akte sowie der Richtlinien und Beschlüsse des Obersten 
Gerichts die Rechtsprechung der Kreisgerichte ihres 
Bezirks zu leiten und sind dem Obersten Gericht 
für die einheitliche Gesetzesanwendung durch alle 
Kreisgerichte verantwortlich. Da dieser Artikel sich mit 
den Grundzügen des GVG beschäftigt, kann auf son­
stige Aufgaben der Bezirksgerichte auf dem Gebiete 
der Kaderarbeit, der Verwaltung der Gerichte, der An­
leitung der Staatlichen Notariate usw. nicht eingegan­
gen werden.

1. Die Organe des Bezirksgerichts
Wichtigstes Organ des Bezirksgerichts ist das Plenum, 
dem neben allen Richtern des Bezirksgerichts drei bis 
zehn Direktoren von Kreisgerichten angehören, die auf 
Vorschlag des Direktors vom Präsidium des Obersten 
Gerichts bestätigt werden. Bei diesen Vorschlägen 
sollten die wichtigsten Kreise des Bezirks Berücksichti­
gung finden, was zur Zeit nicht in allen Bezirken der 
Fall ist. Mängel der Kaderpolitik werden auch darin 
sichtbar, daß einzelne Bezirke nicht einen einzigen 
weiblichen Kreisgerichtsdirektor als Mitglied des Ple­
nums des Bezirksgerichts Vorschlägen konnten. An den 
Beratungen des Plenums, das mindestens alle zwei 
Monate tagt, nehmen der Staatsanwalt des Bezirks und 
ein Vertreter des Bezirksvorstandes der Gewerkschaft 
teil. Auch das Plenum des Bezirksgerichts kann Wissen­
schaftler, Spezialisten und Sachverständige auf den ver­
schiedenen Gebieten je nach dem Thema seiner Be­
ratung hinzuziehen.
Das Plenum des Bezirksgerichts beschäftigt sich eben­
falls nicht mit Einzelentscheidungen, sondern mit 
grundsätzlichen Fragen der Rechtsprechung. Es kann 
aus eigener Initiative oder auf Antrag des Staats­
anwalts des Bezirks auf Grund der zentralen Doku­
mente Beschlüsse zur Sicherung einer einheitlichen und 
richtigen Rechtsanwendung durch die Senate des 
Bezirksgerichts und die Kreisgerichte des Bezirks er­
lassen. Dagegen ist nach § 31 Abs. 3 GVG ein Ein­
spruchsrecht des Bezirksstaatsanwalts gegeben, außer­
dem das bereits erwähnte Aufhebungsrecht des Präsi­
diums des Obersten Gerichts, um eine einheitliche 
Rechtsanwendung im ganzen Staatsgebiet zu sichern 
und der Entwicklung eines bezirklichen „Sonderrechts“ 
vorzubeugen.
Beim Bezirksgericht wird aus dem Direktor, seinen 
Stellvertretern und den Oberrichtem ein Präsidium 
gebildet, dessen Hauptaufgaben entsprechend denen des 
Präsidiums des Obersten Gerichts die Vorbereitung der 
Arbeit des Plenums, die Organisierung der Tätigkeit 
des Bezirksgerichts und die Leitung der Rechtsprechung 
der Kreisgerichte zwischen den Plenartagungen sihd. 
Durch den Staatsratserlaß und das GVG wird den Be­
zirksgerichten erstmalig das Recht übertragen, durch 
ihr Präsidium auf Antrag des Direktors des Bezirks­
gerichts oder des Staatsanwalts des Bezirks rechtskräf­
tige Urteile der Kreisgerichte ihres Bezirks zu kassie­
ren. Auch diese verantwortungsvolle Tätigkeit unter­
liegt der Kontrolle des Obersten Gerichts.
2. Die Zuständigkeit des Bezirksgerichts
Im Zusammenhang mit den erhöhten Anforderungen 
an die Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte sind 
einige Veränderungen der Zuständigkeit gegenüber 
dem bisherigen Recht vorgenommen worden. So wird 
in Strafsachen bei Verbrechen gegen die Volkswirt­
schaft (Wirtschaftsverbrechen und Verbrechen gegen 
gesellschaftliches Eigentum) durch die neue Fassung des 
Gesetzes darauf orientiert, die bedeutsamen Sachen 
beim Bezirksgericht anzuklagen, was im Hinblick auf 
die Gewinnung eines Überblicks über die ökonomisch 
wichtigen Verfahren unbedingt notwendig ist. Die Be­
stimmung des alten GVG, die für die Verbrechen gegen 
die Volkswirtschaft grundsätzlich die Zuständigkeit 
der Kreisgerichte begründete, hatte trotz aller zentra­
len Hinweise nicht zu diesem Ergebnis geführt. Da­
durch wird sich auf diesem Gebiet eine umfangreiche 
zweitinstanzliche Tätigkeit des Obersten Gerichts er­
geben, die bereits durch eine Spezialisierung der Straf­
senate vorbereitet ist.
Auch andere Strafsachen können wegen ihrer Bedeu­
tung, Folgen und Zusammenhänge vom Direktor des 
Bezirksgerichts vor Eröffnung des Hauptverfahrens 
durch das Kreisgericht an das Bezirksgericht heran-
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